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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Wie Nationalrätin Teuscher (gp, BE) beim Elternurlaub wollte ihre Ratskollegin Fehr (sp,
ZH) den Bund verpflichten, als Arbeitgeber Vorbildfunktion für die Privatwirtschaft zu
übernehmen. Mit einer Motion verlangte sie, das Bundespersonalgesetz so anzupassen,
dass – wenn ein Bundesangestellter Vater wird – der Bund die Hälfte der Kosten für
den Mutterschaftsurlaub der Frau übernimmt. Damit sollte der Bund ein Beispiel dafür
setzen, dass mangels einer echten Mutterschaftsversicherung die Kosten für den
Mutterschaftsurlaub hälftig zwischen den Arbeitgebern beider Elternteile übernommen
werden sollten, um eine Diskriminierung der Frauen im gebärfähigen Alter auf dem
Arbeitsmarkt zu vermeiden. Der Bundesrat machte geltend, der Vorschlag wäre in der
Praxis kaum durchführbar, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat
beantragte. 1

MOTION
DATUM: 06.10.2000
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) verlangte mit einer Revision des
Erwerbsersatzgesetzes die Einführung eines Vaterschaftsurlaubes von mindestens acht
Wochen bei einer Entschädigung von 80% des bisherigen Erwerbseinkommens. Die
Kommission des Nationalrates beantragte mit 15 zu 8 Stimmen der Initiative keine Folge
zu leisten. Die Mehrheit war der Meinung, dass eine solche Vaterschaftsversicherung in
der heutigen Situation nicht finanzierbar sei und keine sozialpolitische Priorität
darstelle. Eine links-grüne Minderheit verwies auf die Umfrage „Perspektiven Schweiz“,
bei welcher 80% der Bevölkerung einen besseren Vaterschaftsurlaub gewünscht hatten,
als denjenigen, der heute arbeitsvertraglich geregelt ist. Der Nationalrat lehnte die
Initiative mit 69 zu 111 Stimmen ab. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2008
LINDA ROHRER

Der Bundesrat publizierte einen Bericht zum Thema Aufschub der
Mutterschaftsentschädigung in Beantwortung zweier Postulate Maury Pasquier
(10.3523) und Teuscher (10.4125). Beide Vorstösse hatten den Aufschub der
Mutterschaftsentschädigung bei einem längeren Spitalaufenthalt des Neugeborenen
unmittelbar nach der Geburt betroffen. Ein solcher Aufschub ist derzeit möglich,
jedoch ist die Mutter ab der Niederkunft bis zum Beginn der Auszahlungen – dem
offiziellen Beginn des Mutterschaftsurlaubs – erwerbslos, und sie darf in den ersten
acht Wochen nicht arbeiten. Die Postulate verlangten, einen Bericht über mögliche
Gesetzesänderungen vorzulegen, um Müttern in dieser Situation ein Einkommen zu
gewährleisten. Der Bundesrat kam in seinem Bericht zum Schluss, dass die auftretende
Einkommenslücke im beschriebenen Fall nicht durch andere Sozialversicherungen oder
private Versicherungslösungen gedeckt wird. Zwar besteht eine gewisse Pflicht der
Arbeitgeber auf Lohnfortzahlung, diese ist jedoch rechtlich nicht abschliessend
begründet. Als Möglichkeiten zur Verbesserung der Situation nannte der Bundesrat
einerseits eine Ergänzung des Erwerbsersatzordnungsgesetzes (EOG), damit
betroffenen Müttern eine Entschädigung ausbezahlt würde. Andererseits könnten die
Bestimmungen im Obligationenrecht so angepasst werden, dass der Arbeitgeber in
jedem Fall zu einer Lohnfortzahlung verpflichtet ist – dies gestützt auf die Tatsache,
dass die Arbeitnehmerin sich um ein krankes Kind kümmert. 3

BERICHT
DATUM: 20.04.2016
FLAVIA CARONI
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Soziale Gruppen

Familienpolitik

Nachdem der Ständerat im Vorjahr eine vom Nationalrat knapp überwiesene Motion
Nordmann (sp, VD) für einen bezahlten Vaterschaftsurlaub abgelehnt hatte, beriet die
grosse Kammer nun eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) zu diesem
Thema. Sie machte in ihrem 2006 eingereichten Vorstoss die konkrete Vorgabe, die
Erwerbsausfallentschädigung solle analog zum Mutterschaftsurlaub 80% des
vorangehenden Lohnes betragen und während acht Wochen ausgerichtet werden. Mit
dieser starren Formulierung hatte der Vorstoss keine Chance und wurde mit 111 zu 60
Stimmen deutlich abgelehnt. Einzig GP und SP sowie eine kleine Minderheit aus der
CVP-Fraktion, in erster Linie Frauen, stimmten zu. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2008
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2000, S. 1077f.
2) AB NR, 2008, S. 1812 ff.
3) Bericht des BR vom 20.4.16
4) AB NR, 2008, S. 1812 ff.
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